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Äthiopische Flüchtlinge in Nürnberg - Spielraum bei der Erteilung von 
Arbeitserlaubnissen 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

zur Behandlung in der Kommission für Integration bitten wir um Antwort und Bericht auf 
folgende Anfrage: 

Trifft es zu, dass bei der Erteilung von Arbeitserlaubnissen an nach bisheriger Regelung 
geduldete Flüchtlinge nach den Vorgaben des seit 01. Januar 2005 geltenden 
Zuwanderungsgesetzes ein Spielraum für das Ausländeramt besteht, der es ermöglichen 
würde, den vom Entzug der Arbeitserlaubnis betroffenen äthiopischen Flüchtlingen und 
Asylbewerbern in Nürnberg diese zu verlängern bzw. wieder zu erteilen? 

Nach Presseberichten am 04. März wurde in Nürnberg lebenden Menschen aus Äthiopien und 
Eritrea von der Ausländerbehörde der Stadt die Arbeitserlaubnis eingezogen. Die gesetzliche 
Grundlage dafür ist das seit I .  Januar 2005 geltende Zuwanderungsgesetz. Vor dem 01. Januar 
2005 hatten die betroffenen Personen einen sog. ,,Duldungsstatusi'. Das Ausländeramt beruft 
sich auf die gesetzlichen Vorgaben, die u.a. eine Mitwirkungspflicht der Flüchtlinge vorsieht, 
sich über die Konsulate einen Pass zu besorgen. 

Betroffen sind von der Maßnahme Menschen, die seit vielen Jahren in Nürnberg leben, hier 
arbeiten, deren Kinder Nürnberger Schulen besuchen und die selbst für ihren Lebensunterhalt 
sorgen. 
Vertreterinnen von Flüchtlingsorganisationen verweisen auf Handlungsspielräume, die nach 
deren Angaben z.B. in Berlin, Niedersachsen oder Fürth angewandt werden. Dort könnten 
,,geduldeteu Flüchtlinge auch weiterhin einer Erwerbsarbeit nachgehen. 

Hiltrud Gödelmann 



Die Behörden unterstellen pauschal eine mangelnde Mitwirkung, die Menschen 
müssen den Gegenbeweis anstellen. Das heisst Umkehr der Beweislast, schlei- 
chende Aufweichung eines Prinzips der Rechtsprechung: I m  Zweifel für denldie 
AngeklagteIn. 

Daß dabei durchaus ein Ermessenspielraum besteht, zeigt die Tatsache, dass die- 
se "Beschäftigungsverfahrensordnung" in anderen Städten, Gemeinden und Län- 
dern unterschiedlich ausgelegt wird. 
Auch Menschen, die ein Papier der Botschaft vorlegen können, dass sie dort wa- 
ren, sich um Papiere bemüht haben und keine ausgestellt bekamen, sind vom Ar- 
beitsverbot betroffen. 

Was sich hinter Legalitätsprinzip, Gesetzen und Verordnungen, die den Anschein 
erwecken, es handle sich um "Recht" versteckt, ist simpler Rassismus. 
Logisch sind diese Massnahmen nicht zu erl<lären, weil sie ja sogar unwirtschaft- 
lich sind. MigrantInnen sind ArbeitgeberInnen, ArbeitnehmerInnen, sorgen für die 
Rente der alternden Doitschen und steigern durch ihre Arbeitsleistung und die Tat- 
sache, dass sie hier Geld ausgeben, das Bruttosozialprodukt, was ja angeblich 
auch Arbeitsplätze scham. Trotzdem gibt es so etwas, wie diese Nachrangigkeits- 
verordnung, was heisst, dass Arbeitsplätze zuerst an deutsche StaatsbürgerInnen, 
dann EU-BürgerInnen, und dann erstAusser-EU BürgerInnen vergeben werden. 
Damit wird das rassistische Stereotyp unterstützt, MigrantInnen würden einheimi- 
schen Arbeiterinnen Arbeitsplätze wegnehmen, was völliger Blödsinn ist: die 
jüngste Meldung über Rekordgewinne der Deutschen Bank und die gleichzeitige 
Ankündigung von Rationalisierung und Massenentlassungen weisen auf die struk- 
turellen Ursachen von Arbeitslosigkeit hin. 

Wenn Arbeitslosigkeit damit zusammenhinge, wie viele Menschen sich irgendwo 
aufhalten, wäre in Griechenland, das die Fläche der alten BRD hat, bei 14 Mio Ein- 
wohnerInnen Vollbeschäftigung und sie würden zusätzlich Arbeitet-Innen aus ande- 
ren Ländern anwerben. Tatsächlich gibt es aber auch dort Arbeitslosigkeit. 

Die herrschende Politik läuft auf eine globale Apardtheid hinaus. Ärger, Frustration 
und Gefährdung des sozialen Friedens sind die Folge. 
Von dem Arbeitsverbot und den sich daraus ergebenden Desintegrationsmass- 
nahmen sind Tausend betroffen. 
Schnelles Handeln ist jetzt gefragt, d.h. eine massive Kampagne, um da gegenzu- 
steuern. 

Was in IAürnberg bisher passiert ist: 
Die Karawane hat zusammen mit der äthiopischen und eritreischen Community 
eine Kampagne initiiert. Das heisst zuerst Networking, Information, Einbindung 
von Organisationen und Initiativen, die zu Migration arbeiten. Anfragen an Behör- 
den und Institutionen und als da eher abwiegelnde Reaktionen kamen, eine Kund- 
gebung und daraufhin eine Pressekonferenz mit Betroffenen Rechtsanwälten, ei- 
nem Vertreter von ai, vom AusländerInnenbeirat und der Karawane.Nürnberg 
nennt sich Stadt der Menschenrechte und muss sich zusätzlich an diesem An- 
spruch messen lassen. 

Hier die Reaktinen der ~ürnberger  Presse auf die Pressekonferenz: 

l.)Nürnberger Nachrichten (SPD-lastig-bis-hörig) 
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DER OBERBÜRGERMEISTER DER STADT NÜRNBERG 

Bundesministerium des lnnern 
Herrn Bundesminister 
Otto Schily 
Alt-Moabit 101 D 
10559 Berlin 

Nürnberg, den 03. März 2005 

Änderung bzw. Konkretisierung der Regelungen in den 55 25 Abs. 5 AufenthG 
und 11 BeschVerfV 

Sehr geehrter Herr Minister Schily, 

die Umsetzung des neuen Zuwanderungsgesetzes im Bereich der Beschäftigungs- 
verfahrensverordnung witft in der Stadt Nürnberg derzeit Probleme auf, die insbe- 
sondere aus menschlicher, aber auch aus finanzieller und rechtlicher Sicht nicht ein- 
fach zu lösen sind. Von dieser Problematik sind in Nürnberg vor allem geduldete 
Flüchtlinge aus Eritrea und Äthiopien betroffen. 

Die Neuregelungen in den 0.g. Vorschriften treffen insbesondere auf abgelehnte und 
vollziehbar ausreisepflichtige Asylbewerber zu. 
Gerade die ursprüngliche Intention, keine „Ketten-Duldungen" auf einen nicht abseh- 
baren Zeitraum mehr zu erteilen, sondern mittels eines Aufenthaltstitels Fakten an- 
zuerkennen, die auch seitens der Ausländerbehörde nicht wirklich angezweifelt wer- 
den, ist für den nicht unerheblichen Teil der betroffenen Menschen mit dem jetzigen 
§ 25 Abs.5 AufenthG nicht umgesetzt worden. 

Gleiches gilt für 5 11 BeschVerN, die den Zugang dieser Menschen zum Arbeits- 
markt regeln soll. Die Betroffenen sind - zugegeben ohne gesetzliches Aufenthalts- 
recht - zum Teil seit vielen Jahren in Deutschland. Sie verdienen sich ihren Lebens- 
unterhalt selbst und haben auf diese Weise letztlich bereits Fakten geschaffen - viele 
sind in unsere Gesellschaft integriert. Nunmehr soll die Arbeitserlaubnis nicht mehr 
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bestehen, das bedeutet die Inanspruchnahme von öffentlichen Geldern sowie die 
Verpflichtung zur Wohnsitznahme in Gcmeinschaftsunterkünften. 

Der „Knackpunkt" der beiden Vorschriften ist die Auslegung des Verschuldens bzw. 
der mangelnden Mitwirkung aus Gründen, die diese Menschen zu vertreten haben. 
Hier handelt es sich regelmäßig um Probleme bei der Passbeschaffung. Nur die we- 
nigsten erklären offen, dass sie sich keinesfalls um einen Pass bemühen werden, da 
ansonsten die Rückführung in die ehemalige Heimat droht. Die meisten Betroffenen 
fijhren an, dass sie keinen Pass bekämen, dass die Konsulate oder Botschaften ih- 
nen keine Papiere ausstellen bzw. die Ausstellung an unzumi~tbare Hijrden geknüpft 
sind, die zum großen Teil irn inoffiziellen Bereich liegen, z.B. Schmiergelder, etc. 
Zudem liegen die verschiedensten „Bestätigungenu über erfolgte Vorsprachen 0.ä. 
der ausländischen Vertretungen vor, die inhaltlich stark voneinander abweichen. 

In dieser Situation besteht die Gefahr, dass die verschiedenen Ausländerbehörden 
unterschiedliche Einschätzungen bezüglich des Mitverschuldens/ Nicht-Mitwirkens 
treffen. Gerade hier erscheint es angebracht, den Behörden zurriindest konkretere 
Handlungshinweise an die Hand zu geben, um die einheitliche Rechtsanwendung 
nicht erst jahrelangen Rechtsstreitigkeiten zu überlassen. 
Dabei möchte ich zu bedenken geben, dass die derzeit vorgelegte Regelung in eini- 
gen Fällen dazu führen kann, dass Menschen, die bisher einer geregelten Arbeit 
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nachgingen und in das Stadtleben integriert waren (- was sich in diesem Fall durch 
die Faktizität des langen Aufenthalts in Deutschland ergeben hat -), in die Abhängig- 
keit von Sozialleistungen oder schlimmstenfalls in die Illegalität gedrängt werden. 
Das Ziel der Rückführung dieser Menschen in die Heimatländer, welches mit dieser 
Regelung wohl beabsichtigt war, wird meines Erachtens so allerdings nicht erreicht. 

Mit freundlichen Grüßen 

(Dr. Ulrich Maly) 



Dr. Dieter Wiefelspütz 
Mitglied des Deutschen Bundestages 

Innenpolitischer Sprecher der 
SPD-Bundestagsfraktion 

1101 1 Berlin 
Platz der Republik 
Fernruf (0 30) 2 27- 7 21 27 
Telefax (0 30) 2 27- 7 69 79 

, 16. März 2005 
VW 

, .  . , . 
Äthiopischer Kulturverein e.V. . .. . , , 

Postfach 101 6 
90001 Nijrnberg 

Ihr Schreiben vom 10.02.2005 

Sehr geehrter Herr Leqesse, 

vielen Dank für Ihr Schreiben von1 10.02.2005, in dem Sie auf die restriktive Ent- 
scheidungspraxis der Ausländerbehörde Nürnberg im Hinblick auf den Arbeitsmarkt- 
zugang Geduldeter aufmerksam machen. 

Im Gesetzgebungsverfahren war die Frage des Arbeitsmarktzugangs von Gedulde- 
ten wichtig. Inhaltlich sollte keine Veränderung gegenüber der bisherigen Rechtslage 
eintreten). In der Beschäftigungsverfahrensverordnung wurde insofern der nachran- 
giger Zugang zum Arbeitsmarkt nach einjähriger Wartezeit vorgesehen. Des weiteren 
wurde in 3 11 BeschVerfVO die Regelung aus 3 5 Nr. 5 Arbeitsgenehmigungsver- 
ordnung übernommen. Der Wortlaut wurde um Regelbeispiele ergänzt. Dies sollte 
jedoch nicht zu einer inhaltlichen Veränderung (Einschränkung ) gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage führen. D.h. eine Anlehnung an die Versagungsgründe des § 25 
Abs. 5 AufenthG hinsichtlicll der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis war nicht be- 
zweckt. Dies wird aus dem Wortlaut deutlich, der sich in § 11 BeschVerfVO allein auf 
Abschiebungsmaßnahmen und in § 25 Abs. 5 AufenthG auf die Ausreise bezieht. 

Das Zusammenspiel zwischen den Arbeitsagent~iren, die nach wie vor über die Zu- 
stimmung zur Ausübung einer ~eschäft igun~ entscheiden, und den Ausländerbehör- 
den hat sich insbesondere in Bezug auf geduldete Personen noch zu bewähren. Die 
Ausländerbehörden befinden derzeit über das Vorliegen des Versagungsgrundes 
des § 11 BescliVerfVO - nicht wie bisher die Arbeitsverwaltung. Es mag daher rüh- 
ren, dass es derzeit den Anschein hat, als würde die aufenthaltsrechtliche Entschei- 
dung der Ausländerbehörde, einem bisher geduldeten Ausländer keine Aufenthalts- 
erlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG sondern nur eine Duldung zu erteilen, einfach 
auf die beschäfiigungsrechtliche Entscheidung über den Versagungsgrund nach § 11 
BeschVeifVO übertragen. Diese aktuelle Tendenz nehme ich besorgt zur Kenntnis. 
Soweit sich die Entscheidungspraxis nicht ändert, muss die derzeitige gesetzliche 
Regelung überdacht werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
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DATW Beriin, den 18. Man 2005 

B ~ F F F  Urnuetznng des Ziiwandemngrgesehes 

haa BeschZftiguiig von Aiisl5nde:n mit Dilidung nach 5 60 a A~fcriLhaitcgesetr (AufenthGj 

Aus gegebenem Aniass halte ich es fiir erforderlich, Erläuterungen zum VeistAndnis der Re- 

gelung vor, $ I I i3eschäftigmgsver1'aiirt:nsverordnunl: [ BeschVertV) zu geben. 

A~tsländem, die im Besitz ~ i n c r  Duldung nach $ 60a AufenthG sind und sich breirs seit ei- 

nem J& crisubt oder g d t l d a  im Bundcsgehiei aiiirbakeri, kann nach dem Grundsatz dzs 

9 10 Bescb\~cfiT mit Zustimmung der Bundesagentur Arbeit die Beschiifiigung erlaubt 

werden. Die Awubiing der BeschSFtigung darfjedoch nach 9 11 BeschVtrfV denjenigen Aus- 

ländern nicht erlauhi werden, die sich iii das Inland begeben haben, um Leistungen nach derii 

Asy~bewexbcrltistüngsgesciz  LI empfungeii oder bei dtnm aus von ihnen zu vertretenden 

Gründen aufci;rhahsbeendenJc Mafinahmcn niclit voll?-ogen werden kCinnen. Die Versa- 

gungsgriinde entsprechea denen dcr bisherigen liegtiung des 6 5 Nr. 5 Arbeitgenchmigungs- 

vcirordnung (A&V) was bcdeuiek, dass keine Ändcning der matcriellcn Rechislage eingeuc- 



Sen? Z ~ ~ N  ? ren ist. Zur niiheren Bescimmu~ig des Versch~i ic i~~s  wurden Krirerim des 25 Absar2 5 4 
1 

Auientl~G übernommen. 

Die Versagungsgründt: von' 6 35 Absatz 5 Satz 3; 4 AufentiiG unterscheiden sich jedoch in 

Folgendem von denen nach $ 11 BcschVcrN. Eine AufentIiaItserlaubnis nach ) 25 Absatz 5 

AufenrhG kommt nichr in Betracht, wem dem Auslader eine f~eiwiUige Ausrekt ni6glich 

und zumiitbar ist. Nach C; 25 Abs. 5 Satz 3, 4 AufenthG darf'eine Aui'enthaltsctlaubnis auch 

dann nicht erteilt werdes wem aus von ihm ui vcrtreknden Gründca eine Ausreise mcht 

möglich ist. Dies gilt sowohl FUr die zwangsweise Riickführung als auch für dic freiwil!ige 

Ausreise I r n  Gegensa~z dazu crii>rderi der Vtirs;ie~ungsymnd des 4 1, I BeschVerN, dass bei 

dem Auslander aufciit11qltsbe~r:rlciende MaBnalunen aus von ihm zti vettretenden Gründen 

rricht voll2ogcn wcrden kennen. Das btdtuteL dass Aus!ändem> denen zwar die Aufcn&d~- 

erlaubnis nach $ 25 Abs. 5 AufcnthO wcgen eines Vtrcagungsgründes nach 25 Abs. 5 Satz 

I 
3 ,  4 iiiutmthCi mehr eneil: wsdm k m  und die deshalb vireitcrhin im Besitz einer Duldung 

sein werden, dennoch die plifnahme einer Seschäftiguilg erlaubt werden kann. wenn iiichr 

auch gieichzeirig dir Unmiiglici1kci: der zwmgswtiisen Aufenthahsb~end~gu von ilrner, 

verschulde[ wird. 

Die Beschäftigung kann damit denjenigen Ausländern nach Zustirofnung der Bundesagcntur 
- ^ Arbeit erlaub1 wezrn. die zwar frciwiilig ausrcism kbmren, aber Ncht abgcsihohen wer- 

der, kernen. Dir Versagungsgründe des fj 25 Absatz 5 Satz 3, 4 AufeiithG fuhren folglich 

~iichi auch gieichzeirig zu einer Versagung der ~ ü f n & m e  oder Fortfiihrung einer trisfierigcri 

Beschäftigung 

Vor jedcr Vcrlänperur~g einer I3~1ldunlj ist zu prtifen, ob in drr Zwischen-reit Sachverhaltsiin- 

d t ~ ~ n g e r ,  durch das V,z!tcfi Geduldera elngtraeteri sind, &ic die blsherrige Fir?s~hiitzunn Ab+ 

2in.nLier.n und so g e g ~ b e n e ~ d 1 s  zur Vcrsagung der Äufndune  oder Fortsetzung der BeschYfti- ! 

gung aufgrund von 1 1 1 BeschVerfV fLlhren können. 
i 
i 
I 



Beauftragte der 
Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration 

Marieluise Beck 

Äthiopischer Kulturverein 
z.Hd. Herrn Kassu Lepesse 
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9000 1 Nürnberg 
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Parlamentarische Staatssekretärin im BMFSFJ 
Mitglied des Deutschen Bundestages 
Alexanderplatz 6, 101 78 Beriin 
11018 Berlin 

Berlin, den 23.03.2005 

Sehr geehrter Herr Lepesse, 

haben Sie vielen Dank für Ihr Schreiben vom 10. Februar 2005, in dem Sie auf die aus 
integrationspolitischer Sicht schwerwiegenden Folgen der ausländerbehördlichen Praxis der 
Stadt Nümberg gegenüber bisher geduldeten äthiopischen Staatsangehörigen hinweisen. 

Selbstverständlich kann ich in Fragen der Anwendung aufenthaltsrechtlicher bzw. 
beschäftigungsverfahrensrechtlicher Regelungen Entscheidungen von Behörden der 
Bundesländer nicht korrigieren. Trotzdem will zu der berichteten Praxis aus fachlicher Sicht 
Folgendes anmerken: 

1. Grundsätzlich will ich für Verständnis dafür werben, dass alle mit der Ausfühning des 
Zuwanderungsgesetzes befassten öffentlichen Stellen in der Einfühnings- bzw. Startphase 
des Zuwanderungsgesetzes einzelne Abläufe noch nicht eingeübt haben können und auf 
Seiten der entscheidenden Behörden mitunter Unsicherheiten bestehen. Nicht hinter jeder 
Ungereimtheit oder jeder behördlichen Auskunft steckt also das neue System. 

2. Ich habe jedoch feststellen müssen, dass im Bereich der Zustimmung zur Ausübung einer 
Beschäftigung eine Häufung von Problemanzeigen auftritt. Hier sind tatsächlich 
insbesondere geduldete oder zu duldende Personen betroffen. 

Deshalb scheint es mir eingangs wichtig, die Ausgangslage in diesem Bereich zu 
beschreiben, die der Gesetzgeber geschaffen hat: 

Es sollte erreicht werden, dass viele der bisher geduldeten Ausländer künftig eine 
Aufenthaltserlaubnis und damit eine Bleibe- bzw. Verfestigungsperspektive 
erhalten („Abschaffung von Kettenduldungencc). 
Es sollte zudem - gerade auch auf Druck aus den Ländern - bewusst auch 
ermöglicht werden, dass die weiterhin zu duldenden Personen grundsätzlich - wie 
bisher auch - einen nachrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt erhalten. 
Deshalb wurden in der Beschäftigungsverfahrensverordnung bei der Frage der 
Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung einerseits keine neuen 
Versagungsgründe für geduldete Personen vorgesehen. 1 1 BeschVerfV 
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Bundesministerium e' 
FMQ ,-- für Wirtschaft und Arbeit 

WoLfgang Clement 
Bundesrnhlster 

Dr. Ulnch Maly ~ R I F T  Scharnhorctsbaile 34-37, 101 15 Berlin 
Oberbürgermeister der Stadt Nümberg PQSTUSCHRI~ 11 01 9 Berlin 

Rathaus ru +49 (0)1888 61576 00 od. (0)30 201 4-76 00 
Rathausplatz 2 FAX +49 (0) 1 888 6 15-70 30 Pd. [D)% 201 4-70 30 
90403 Nürnber E-MAIL woifgang.dement@brnwa.bund.de 

DATUM Beriln, 1. Juni 2005 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, lieber Ulricb, 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 26. April 2005, mit dem Sie pnfragcn, ob das Bundesminisie- 

rium für Wirtschaft und Arbeit zu einer Ändeßing der Beschäftigungsverfahrensverordnung vom 

22. November 2004 bereit ist, um den Arbeitsmärktzugang Geduldeter zu erleichtern. 

Bis zum 3 1. Dezember 2004 war in 5 5 Nr. 5 der Meitsgenehmigungsverordnung (ArGV) ge- 

regelt, dass geduldeten Ausländern einc Arbeitsgenehmigung nicht erteilt werden durfte, wc~m 

sich der Ausländer in das Inland begeben hatte, um Leistungen nach dem Asylbewerberleis- 

tungsgesetz zu erlangen oder wenn bei diesem Ausländer aus von ihm nicht zu vertretenden 

Gründen aufdaltsbeendende Maßnnhma nicht vollzogen werden konnten. Diese Regelung ist 

inhaltlich unverändert in § 1 1 der Beschäftigungsverfahrensvcrordnung (BeschVerfV) über- 

nommen worden. 

Der Gesetzgeber hat in dem mühsamen Prozess bis zur Verabschiedung des Zuwsmderungsge- 

sctzes das Ziel verfolgt, die Kettenduldungen zu beseitigen oder wenigstens zahlenmäßig deut- 

lich zu reduzieren. Das führt dazu, dass unter Anwendung des 5 25 Abs. 5 AufenthG bisher Ge- 

duldeten unter bestimmten Voraussetzungen nach 18 Monaten Aufenthalt eine Aufenthaltser- 

laubnis a-teilt werden soll, aufgmd derer nach Vorrangprüfung der Bundesagentur für Arbeit 

auch eine Erwerbstatigkeit möglich ist. Dieser deutlichen Verbesserung für einen großen Teil 

bisher Geduldeter steht der im Konsens aller im Vermittlungsverf'ahren Beteiligten festgelegte 

Wille des Gesetzgebers gegenüber, dass solche Geduldeten, die ihre Abschiebehindernisse selbst 

zu vertreten haben, gerade nicht in Deutschland integriert werden sollen. 
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Deshalb wurde die oben genannte bisherige Regelung der Arbeitsgenehmigungsverordnung in 

die Bescl~äfii~gsverfahrensvmordnung übernommen. insbesondere ldentitätstäuschungen sol- 

len soweit möglich unterbunden und dürfen nicht durch Beschäfiigungsm6glichkeiten „privile- 

giert" werdcn. Angesichts der schwierigen Arbeitsmarktsituation wäre dies inländischen Arbeit- 

suchenden auch nicht vermittelbar. Es wiirde die Zielsetnmg des im Vennittlungsausschuss gc- 

fundenen Kompromisses vdalschen, wenn die Regelung des 5 11 BeschVefl dahingehend 

geändert würde, dass einem Personenkreis, bei dem aufenthaltsbeendende Maßnahmen aus von 

ihnen zu vertretenden Gmdm nicht vollzogen werden können, die Integration in den Arbeits- 

markt ermöglicht -&. Einc solche Änderung ist deshalb auch nicht beabsichtigt. 

. . .  
Der ~undsrninister des Imern teilt meine Auffassung. 

&t fivdlichen Grüßen 


